
Der Vorsit-
zende der 
CDU-Frakti-
on, Nicolas 
Zimmer, hat 
den Kultur-
senator auf-
g e f o r d e r t , 

rasch darzustellen, wie 
dessen Konzept eines Info-
Pavillons am ehemaligen 
Checkpoint Charlie reali-
siert werden soll: 
„Wenn Herr Flierl dort eine 
Art Dokumentationszent-
rum plant, muss er Grund 
und Boden bereitstellen. Da 
dem Land Berlin dort aber 
kein Grund und Boden ge-
hört, muss es diesen ankau-
fen. Und wenn dies so ist, 
dann lässt sich auf dem Areal 
am Checkpoint Charlie auch 
beides nebeneinander reali-
sieren: Der Informationspa-

Seite 4

Nicolas Zimmer, 
MdA

villon und die Erinnerung an 
über 1000 Tote durch Mauer 
und Stacheldraht.“ Zimmer 
warnte Flierl gleichzeitig 
vor einer isolierten Betrach-
tung der Mauer ohne die 
Gedenkstätte Hohenschön-
hausen und andere 
authentische Orte 
des menschenver-
achtenden Sys-
tems. Dies führe zu 
einer Verfälschung 
der historischen 
Wahrheit: „Die 
Mauer war nicht 
nur Grenze zwi-
schen zwei Syste-
men, sondern die 
Gefängnismauer 
der SED.“  
Dem Versuch 
Flierls, Mauer und 
Stacheldraht ver-
harmlosend als 

Ergebnis der Blockkonfron-
tation darzustellen, erteil-
te Zimmer eine Absage: 
„Es war eine Todeszone, in 
der die Grenzer mit dem 
Maschinengewehr im An-
schlag warteten. Sie sicher-
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te die Vorteile der Diktatur 
auf Kosten der Bürger der 
DDR.“ Zimmer äußerte auch 
Unverständnis darüber, 
dass ausgerechnet Flierl, in 
seiner Eigenschaft als da-
maliger Baustadtrat in Mit-

te für den Abriss 
des Wachturms 
am Checkpoint 
Charlie verant-
wortlich, heute 
über die Erinne-
rungslandschaft 
Berlins an her-
ausragender Po-
sition entschei-
den solle.  „Es 
gibt weit mehr 
als 130 Stät-
ten, an denen 
die Geschich-
te der Mauer, 
der Verfol-
gung, des Mor-

des an Flüchtlingen und 
des Kampfes für Demokra-
tie und Freiheit in Berlin 
sichtbar sind und sichtbar 
gemacht werden müssen. 
Herr Flierl ist die denkbar 
schlechteste Besetzung, die 
Bewahrung der SED-DDR-
Diktatur sicher zu stellen.“ 
Zimmer wies auf die zeitli-
che Komponente hin: „Herr 
Flierl muss jetzt zügig um-
setzungsfähige Vorschläge 
realisieren, weil durch das 
Gerichtsverfahren die Ent-
fernung des Mahnmals der 
1000 Kreuze am Checkpoint 
Charlie droht. Hier besteht 
dringender Handlungsbe-
darf!“ Die Initiative der Mu-
seumschefin Hildebrandt 
habe für Aufsehen und Un-
terstützung weit über die 
Berliner Landesgrenzen hin-
aus gesorgt.
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Berlins neue-
re Geschichte 
nennt zahlrei-
che geschicht-
liche Daten. 
W e g m a r k e n 
des Leids und 
der Freude. 

Was bislang als gesamt-
berliner Konsens galt, wird 
jetzt aber von Rot-Rot zur 
Politisierung missbraucht. 
Der parlamentarische Ge-
schäftsführer der CDU-
Fraktion, Frank Henkel, 
nimmt zur aktuellen Situa-
tion in folgendem Namens-
artikel Stellung: 
Betreibt die PDS mit Un-
terstützung der SPD eine 
schleichende Geschichtsum-
deutung in Berlin? Dieser 
Eindruck drängt sich nach 
dem Eklat in der letzten Ab-
geordnetenhaussitzung zur 
Erinnerung an die Luftbrücke 
und die Solidarität der West-
Alliierten mit dem einge-
schlossenen Berlin auf. Dort 
haben die PDS und ihr Chef-
ideologe Brauer zusammen 
mit der SPD (!) einen dring-
lichen Antrag von CDU und 
FDP zum Gedenken an das 
Ende der Berliner Blockade 
vor 56 Jahren abgelehnt und 
damit eine Geschichtsverfäl-
schung sondergleichen be-
trieben, indem sie den West-
Alliierten die Schuld an der 

Berlin-Blockade zuschoben. 
Dieser Vorgang stellt einen 
vorläufigen und traurigen 
Höhepunkt einer linksideo-
logischen Geschichtswahr-
nehmung dar, die 2002 mit 
dem SPD/PDS-Beschluss für 
ein fünftes Rosa-Luxemburg-
Denkmal begonnen hat. Die 
SPD verrät damit die eige-
nen freiheitlich-demokrati-
schen Traditionen, die Ernst 
Reuter, Kurt Schumacher 
und Willy Brandt nach dem 
2. Weltkrieg begründet ha-
ben. Der Freiheitskampf der 
Berliner wird nach Diktion 
der SED-Nachfolgepartei auf 
den Kalten Krieg, also auf 
eine neutrale Konfrontation 
von zwei Machtblöcken, ver-
harmlosend reduziert, und 
die tatsächlichen Ursachen 
für Mauerbau, Stacheldraht 
und Schießbefehl werden 
verschwiegen. Anstatt diese 
Ursachen im totalitären An-
spruch der Sowjetdiktatur 
und des SED-Herrschaftsap-
parates zu suchen, werden 
stattdessen Denkmäler von 
Sozialisten wie Karl Lieb-
knecht und Rosa Luxemburg 
mit willfähriger Unterstüt-
zung der Berliner SPD (wie-
der-)errichtet. Gern unter-
schlagen wird dabei, dass 
Liebknecht und Luxemburg 
ein linkes Terrorregime nach 
dem Muster der Sowjet- 

union etablieren wollten und 
Gegner der repräsentativen 
Demokratie durch und durch 
gewesen sind. 
Ebenso wird der Sowjet-Ge-
neral und ehemalige Oberbe-
fehlshaber Berlins, Bersarin, 
von der SPD und vor allem 
der PDS mit einer Reihe von 
Ehrungen überhäuft. Erst 
wird ihm die Ehrenbürger-
würde Berlins zurückgege-
ben, dann eine Brücke nach 
ihm benannt und schließlich 
werden Ausstellungen im 
Abgeordnetenhaus organi-
siert. Die Geschichte Berlins 
nach dem Zweiten Weltkrieg 
beschränkt sich nach Lesart 
von Gysi, Flierl und anderen 
„PDS-Historikern“ ganz im 
Sinne ihrer marxistisch-leni-
nistischen Erziehung auf die 
Sowjetunion und blendet die 
Westalliierten und ihre enge 
Verbundenheit mit den Ber-
linern bewusst aus. Gegen 
dieses einseitige Geschichts-
verständnis wehrt sich die 
Berliner CDU. Der Kalte 
Krieg war entgegen der Mei-
nung der PDS nicht nur ein 
Konflikt zwischen zwei Welt-
systemen. Er war vor allem 
ein Kampf der westlichen Al-
liierten für Freiheit und Men-
schenrechte in Reaktion auf 
die Errichtung stalinistischer 
und diktatorischer Regime 
in Mittel- und Osteuropa. In 

Berlin fand diese von der So-
wjetunion ausgelöste Kon-
frontation ihren Höhepunkt. 
Die West-Berliner haben 
ihre Freiheit und ihr 
Überleben den 
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Großbritannien und Frank-
reich zu verdanken. Wer 
dies wie die PDS leugnet 
oder wie die SPD aus Koa-
litionsräson unterschwellig 
ignoriert, handelt unverant-
wortlich und übt Verrat am 
Freiheitskampf der Berliner, 
die im Westteil in Frieden 
und Freiheit gelebt haben 
wie auch derjenigen, die im 
Ostteil von der PDS-Vorgän-
gerpartei SED unterdrückt, 
und denen die Freiheit und 
Selbstbestimmung vorent-
halten worden sind.  Der 
antitotalitäre Konsens aus 
den Gründerjahren der al-

ten Bundesrepublik ist damit 
von der SPD spätestens seit 
der Koalition mit der 

PDS aufgekündigt worden. 
Vorherrschendes Ziel ist 
offensichtlich, die Verbre-
chen des SED-Regimes zu 
verharmlosen und eine Ge-
schichtspolitik für das eige-
ne PDS-Klientel zu machen. 
Darin eingeschlossen ist eine 
linke Erinnerungskultur, die 
nach dem Willen des Senats 
im Stadtbild sichtbar wer-
den muss und historische 
Ereignisse als Bestandteil 
der Identität Berlins wie die 
Luftbrücke, den 17. Juni oder 
den Mauerbau im Schred-
der der Geschichte Berlins 
klammheimlich entsorgt.


